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Durch das Beratungsangebot „ZeitRaum“ ist der Würzburger IT-Experte Jan F. wieder fit für die Arbeit. Einmal in der Woche nutzte er eine psychologische Be-
ratung bei Therapeutin Clara Lehrieder. Fotos: Thomas Obermeier

Langzeitpatient ist wieder fit für den Job
Mehrfach erkrankte Jan F. an Corona, bekam eine Herzmuskelentzündung und litt an Panikattacken.

Durch das Projekt „ZeitRaum“ kehrte der Würzburger in seinen Beruf zurück.

Von Claudia Kneifel

Würzburg Jan F. kann wieder arbei-
ten. Als diese Redaktion vor einem
Jahr über den IT-Projektleiter be-
richtet hat, war Jan F. dazu nicht fä-
hig. Fünfmalwar der heute 46 Jahre
alte Würzburger an Corona er-
krankt gewesen. Einmal so schwer,
dass sich danach eine Herzmuskel-
entzündung entwickelt hatte. Dazu
waren Panikattacken gekommen.
„Ich war sehr schlapp, hatte Ge-
dächtnislücken. Ich war nichtmehr
voll beruflich belastbar“, berichtete
Jan F. im Sommer 2023. An einen
Vollzeitjobwar gar nicht zu denken.

Mittlerweile geht es dem IT-Spe-
zialisten wieder gut. Durch das Be-
ratungsangebot „ZeitRaum“, das es
seit Januar 2023 in Würzburg und
Bayreuth für die Regionen Unter-
und Oberfranken gibt, habe sich
Jan F. innerhalb von neun Monaten
wieder in seinen Beruf eingliedern
können, sagt der Leiter des Bera-
tungsteams, Thorsten Krüger.

Arbeitszeit individuell
bei 100 Prozent Lohn

„ZeitRaum“ ermögliche es psy-
chisch belasteten Menschen, ihre
Arbeitszeit auf bis zu 50 Prozent zu
reduzieren – bei vollem Lohn, über
einen Zeitraum von bis zu einem
Jahr.

Jan F. arbeitete zunächst nur vier
Stunden amTag, später steigerte er
die Arbeitszeit auf fünf und dann
sechs Stunden täglich. Ein- bis
zweimal in derWochenutzte er eine
psychologische Beratung bei der
Verhaltenstherapeutin Clara Leh-
rieder.

Die Idee für das Projekt stammt
von Dr. Harald Berger, Leiter der
Hauptabteilung Gesundheit und
Teilhabe bei der DeutschenRenten-
versicherung Nordbayern (DRV) in
Würzburg. DieUniklinikWürzburg
begleitet das Angebot wissen-
schaftlich.

Vor seiner Erkrankung hatte Jan
F. zwei Jahrzehnte lang als IT-Pro-
jektleiter bei derWürzburger Firma
Garmin gearbeitet. Heute ist er
noch immer bei dem führenden
Entwickler von Navigations- und
Informationssystemen tätig – hat
aber auf eigenen Wunsch die Stelle
gewechselt. „Der Wechsel hat mir
gutgetan“, sagt der 46-Jährige. In
den neun Monaten habe er gelernt,
sich mehr auf sich zu besinnen und
das zu tun, was zu ihm passe. Auch
Sport könne er inzwischen wieder
betreiben.

Die Beratung könne Betroffenen

wie Jan F. helfen, ihre Schwierigkei-
ten und Probleme besser zu verste-
hen, sagt Verhaltenstherapeutin
Clara Lehrieder. Gemeinsam über-
lege man dann konkrete Ziele und
Maßnahmen, um Herausforderun-
gen und Belastungen im Job und
auchprivatmitneuerOffenheitund
Kraft begegnen zu können.

Die Arbeitszeit zu reduzieren
könne dabei helfen, Probleme aktiv
anzugehen statt ihnen auszuwei-
chen: „Unser Ziel ist Hilfe zur
Selbsthilfe, um eingefahrene Ver-
haltensmuster zu unterbrechen
und zu verändern“, erklärt Lehrie-
der. Die wöchentliche Besprechung
seiner Situation, sagt auch Jan F.,
habe ihm gutgetan.

Voraussetzung:
Das Unternehmen macht mit
Die Anzahl der Arbeitsunfähig-
keitstage aufgrund psychischer Be-
lastungen und Erkrankungen hat
generell in den vergangenen Jahren
zugenommen. „Psychische Erkran-
kungen sind der Hauptgrund für
Frühberentungen aufgrund vonEr-
werbsminderung“, sagt Projektlei-
ter Harald Berger. Das Angebot
„ZeitRaum“ ziele darauf ab, belas-
tete Beschäftigte zu stärken, damit

sie an ihren Arbeitsplatz zurück-
kehren können.

Wer plötzlich nicht mehr arbei-
ten kann, falle oft in ein Loch, er-
klärt der Projektinitiator. Hinzu kä-
men finanzielle Sorgen, weil eine
Erwerbsminderungsrente im Ver-
gleich zum Gehalt deutliche Ein-
schnitte bedeute.

„Es ist wichtig, gebraucht und

geschätzt zu werden“, sagt Berger.
Deshalb sei eine Eingliederung in
vielen Fällen der richtige Weg.
Durch das Projekt bleibe die Tages-
struktur erhalten, auch das Raus-
kommen trage zur Rückkehr an den
Arbeitsplatz bei.

Seit dem Start von „ZeitRaum“
haben 420 Personen die Beratungs-
stellen in Würzburg und Bayreuth

kontaktiert. 60 Personen nahmen
bislang an demProjekt teil. Voraus-
setzung ist auch die Kooperation
der Unternehmen. Bei größeren
Unternehmen sei eine solche Wie-
dereingliederung meist kein Prob-
lem, kleinere Firmen würden sie
manchmal ablehnen, sagt Katrin
Dietz vom Beratungsteam.

Zur Beratung können alle Er-
werbstätigen kommen, die sich
psychisch belastet fühlen. Voraus-
setzung für die Teilhabeleistung
sind die Versicherung bei der DRV
Bund oder DRV Nordbayern, eine
mehrjährige Berufstätigkeit ohne
psychisch bedingte Krankheitsaus-
fälle und die Zustimmung des
Arbeitgebers. Und: Der Arbeits-
platz darf nicht Ursache für die Be-
einträchtigung des psychischen
Zustandes sein.
Informationen erhalten Interessierte
werktags von 9 bis 16 Uhr telefonisch
bei der „ZeitRaum“-Beratungsstelle in
Würzburg, Tel: (09 31) 30 40 878-0.
Auch per E-Mail ist das Beratungsteam
zu erreichen:
wuerzburg@zeitraum-franken.info.
Ein Beratungsgespräch kann innerhalb
von zwei Wochen nach dem ersten Kon-
takt stattfinden.
Mehr unter www.zeitraum-franken.info

Das Projekt „ZeitRaum“ unterstützt Berufstätige mit psychischen Erkrankun-
gen: im Bild Katrin Dietz und Thorsten Krüger vom Beratungsteam und Initiator
Dr. Harald Berger von der Rentenversicherung Nordbayern.

Darf ein Krankenhaus Notfälle ablehnen?
Ein Fall wirft Fragen auf: Eine Notärztin schickt eine Patientin in eine Klinik, die sie nicht adäquat versorgen kann.

Von Christine Jeske

Würzburg Eswar einNotfall, der tra-
gisch ausging. Eine Frau aus dem
Landkreis Main-Spessart erlitt
einen schweren Herzinfarkt. Die
Notärztin entschied, dass die Pa-
tientin vom Rettungsdienst in die
nächstgelegeneKlinik transportiert
wird.

Im Klinikum Main-Spessart in
Lohr konnte ihr jedoch nicht gehol-
fen werden. Das Herzkatheterlabor
war aufgrund fehlenden Assistenz-
personals nicht einsatzbereit und
ordnungsgemäß bei der Integrier-
ten Leitstelle abgemeldet. Dennoch
ordnete die Notärztin den Trans-
port nach Lohr an.

Das Klinikum Lohr hat laut An-
gaben des Landratsamts Main-
Spessart angeboten, „die Patientin
auf der Intensivstation zurweiteren
Stabilisierung und Vorbereitung
fürdieVerlegung in eine andereKli-
nikmit einsatzbereitemHerzkathe-
terlabor aufzunehmen“. Dies habe

die Notärztin abgelehnt. Letztlich
kam die Frau ins Uniklinikum
Würzburg, wo sie gestorben ist.

Doch welche Regelungen gelten
für Krankenhäuser allgemein bei
der Aufnahme von Notfällen?

WelcheMöglichkeiten hat eine Klinik,
wenn Patienten eingeliefert werden,
die sie nicht adäquat versorgen
können?
„In solchen Fällen kann das Kran-
kenhaus auch den Transport eines
Patienten in ein anderes Kranken-
haus vorschlagen, wenn dies über
die adäquate Ausstattung und Be-
triebsbereitschaft verfügt“ – etwa
ein betriebsbereites Herzkatheter-
labor zur Behandlung von Herzin-
farkten, sagt Stefan Dreising, Spre-
cher des Uniklinikums Würzburg
(UKW). Dennoch könnten Notärzte
auch das Krankenhaus anfahren,
das sich von der Notfallversorgung
bei den Leitstellen abgemeldet hat.

In welchen Fällen darf ein Kranken-
haus einen akut behandlungsbedürf-

tigen Patienten ablehnen?
Die Antwort des Bayerischen
Staatsministeriums für Gesund-
heit, Pflege und Prävention lautet:
„Grundsätzlich ist jedes Kranken-
haus verpflichtet, Notfallpatienten
zu behandeln.“ Das Krankenhaus
beziehungsweise die dort tätigen
Ärzte müssten eine Erstversorgung
leisten, wenn dies erforderlich ist,
um den Patienten zu stabilisieren
und in eine für die Behandlung ge-

eignete Klinik weiterverlegen zu
können.

UKW-Sprecher Dreising sagt:
Krankenhäuser könnten sich von
der Notfallversorgung bei den Leit-
stellen „abmelden“, etwa bei einer
maximalen Auslastung oder bei
starkem Personalausfall – wie es in
Lohr korrekt geschehen war.

Kann ein Krankenhaus eineNotfall-
behandlung verweigern?

EineVerweigerung der Behandlung
eines Notfallpatienten gab es in
Lohr nicht. Das wäre auch ein Ver-
stoß gegen die Berufspflichten für
Ärzte, heißt es aus dem Gesund-
heitsministerium. Das könne gege-
benenfalls den Tatbestand der
unterlassenen Hilfeleistung erfül-
len – gemäß Paragraf 323c des
Strafgesetzbuchs.

Gibt es dieMöglichkeit einer
Zwangsbelegung einer Klinik?
Dazu gibt es vom bayerischen Ge-
sundheitsministerium folgende
Stellungnahme: Es komme ent-
scheidend darauf an, ob der Klinik
beziehungsweisedemdiensthaben-
den Arzt die aus medizinischer
Sicht erforderliche Behandlung des
Patienten „nach den Umständen
zuzumuten ist“. Eine allgemeingül-
tige Blaupause dafür ließe sich
nicht formulieren. Letztlich aus-
schlaggebend seien die medizini-
schen Gegebenheiten beziehungs-
weise eine darauf abgestellte ärztli-
che Beurteilung.

Bei einem akuten medizinischen Notfall muss es schnell gehen. Kann eine Kli-
nik einen Notfall-Patienten ablehnen? Foto: Robert Michael, dpa (Symbolfoto)

Arbeiter in Radlader
eingeklemmt

Bad Staffelstein Bei Erdarbeiten ist
ein Mann mit seinem Radlader in
einen Graben in Bad Staffelstein
(Lkr. Lichtenfels) gerutscht und
schwer verletzt worden. Der 77-Jäh-
rige sei eingeklemmt und anschlie-
ßend vom Rettungsdienst befreit
worden, teilte die Polizei mit. Er
wurdeamMittwoch ineinKranken-
haus gebracht. Vermutlich hatte
sich der Mann bei der Arbeit auf
einemFeld beim Fahren verschätzt,
wie eine Polizeisprecherin sagte.
Fremdeinwirkung wird bislang
ausgeschlossen. Mehr als 50 Ein-
satzkräfte waren vor Ort. (dpa)

Bus und Bahn im
Raum Nürnberg
werden teurer
Verkehrsverbund
beklagt steigende

Kosten
Nürnberg Der Verkehrsverbund
Großraum Nürnberg (VGN) erhöht
die Preise ab dem kommenden Jahr
im Schnitt um 6,28 Prozent. Das
habe der Grundvertragsausschuss
am Montag beschlossen, teilte ein
VGN-Sprecher inNürnbergmit.Als
Grund für die Preiserhöhung führt
derVerkehrsverbund–der sogarbis
nach Kitzingen reicht– an, dass er
mit steigenden Kosten bei den Ver-
kehrsunternehmen und wegfallen-
den Unterstützungen der öffent-
lichen Hand rechnen muss. Durch
eine Förderung des Freistaats Bay-
ern sowie der Städte und Landkrei-
se im Verkehrsverbund habe der
VGN 2020 auf eine Preiserhöhung
verzichtet. Da die Förderung nun
wegfalle, müsse die Anhebung der
Fahrpreise nachgezogen werden.

Viele Fahrgäste profitierten von
preislich ermäßigten Tickets, wie
dem 365-Euro-Ticket für Schüle-
rinnen, Schüler und Auszubildende
oder dem Deutschlandticket, teilte
VGN-GeschäftsführerinAnjaSteidl
mit. „Die für Fahrgäste sehr attrak-
tiven Tickets führen jedoch zuMin-
dereinnahmen, die von der öffent-
lichen Hand ausgeglichen werden
müssen.“ Damit steige die Abhän-
gigkeit des öffentlichen Personen-
nahverkehrs (ÖPNV) von öffent-
lichen Geldern erheblich an. Zu-
gleich verringerten sich der Hand-
lungsspielraum und die Planungs-
sicherheit für die Verkehrsunter-
nehmen. „Angesichts zunehmend
leerer Kassen und steigender Kos-
ten ist jetzt schonderErhaltdervor-
handenen Verkehrsangebote eine
enorme Herausforderung“, fügte
Steidl hinzu. Die noch immer unge-
wisse Finanzierung des Deutsch-
landtickets über das Jahr 2025 hi-
naus sorge indergesamtenBranche
für Verunsicherung.

Der VGN umfasst 22 Landkreise
und zehn kreisfreie Städtemit rund
3,5 Millionen Einwohnern und
reicht von Kitzingen bis Coburg,
Haßfurt, Marktbreit und Uffen-
heim. Der Verbund bietet demnach
einen einheitlichen Tarif auf mehr
als 1000 Bus- und Bahnlinien. (dpa)

Großbrand
in den Haßbergen

Untermerzbach Ein Großbrand for-
derte am Donnerstag zahlreiche
Feuerwehrkräfte in Gereuth, einem
Ortsteil von Untermerzbach (Lkr.
Haßberge). Dort stand gegen
17.30 Uhr eine Lagerhalle in Flam-
men. Über 150 Einsatzkräfte von
Feuerwehren aus dem Landkreis
Haßberge und dem Landkreis Co-
burgwaren imEinsatz. DieHalle, in
der offenbar etlicheOldtimer-Fahr-
zeuge abgestellt waren, brannte
nach Polizeiangaben völlig ab. Die
Polizei beziffert den entstandenen
Schaden nach erster Schätzung auf
etwa drei bis vier Millionen Euro.
Ursache für das Feuer könnte ein
Blitzeinschlag gewesen sein. (cl)
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